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Antrag an die Kreismitgliederversammlung am 29.08.2026: 

In Transformation und Anpassung:  
Unsere klimapolitische Praxis weiterentwickeln. 

Antragstellende: Anna-Lena Löffler, Gregor Hergenhahn, Florian Kobuß, Felix Kosanke, 
Belinda Meryem Göres, Nico Bludau, Joscha Bär, Lena Glöckner, Sarah Niedrich, Alicia Hein, 
Christina van den Boom 

Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 

● Der Kreisvorstand wird gebeten, die Umwelt- und Klimakrise als politisches Kernthema 
in die Arbeit des Kreisverbandes zu integrieren, am Aufbau einer Handlungsmacht zu 
arbeiten und dafür jährlich konkrete sozial-ökologische Projekte festzulegen. 

Seit Beginn der Industrialisierung hat sich die globale Durchschnittstemperatur um ca. 1,2 bis 
1,4 Grad Celsius erhöht. In Deutschland sogar um etwa 2,5 Grad Celsius (DWD). Bereits 
11.900 Tote hat die Hitze in diesem Jahr, nach Schätzungen des RKI, allein in Deutschland 
gekostet. Eine offizielle Reaktion der Bundesregierung gab es bislang nicht. Die Folgen der 
Klimakrise bedrohen weltweit die Lebensgrundlage von Milliarden Menschen: Hitze zählt zu 
den größten Gesundheitsrisiken, hinzu kommen Dürren, Ernteausfälle, 
Extremwetterereignisse und zunehmender Grundwassermangel. Massive 
Fluchtbewegungen, Hunger und die Zunahme von Konflikten sind die Folge. 

Wirtschaftliches Wachstum basiert darauf, Natur und Menschen auszubeuten und wir zahlen 
mit wachsender sozialer Ungleichheit: Umweltschutz ist Gesundheitsschutz und längst zu 
einer sozialen Frage geworden. Soziale Gerechtigkeit kann dauerhaft nur erreicht werden, 
wenn die ökologischen Grenzen unseres Planeten eingehalten werden. Gleichzeitig ist 
wirksamer Umwelt- und Klimaschutz nur dann erfolgreich, wenn er sozial gerecht gestaltet 
wird. 

Die gegenwärtige Umwelt- und Klimakrise ist maßgeblich durch den Kapitalismus verursacht 
und schreitet ungebremst voran. Systematische Wachstumszwänge haben den 
entscheidenden negativen Einfluss auf unsere Umwelt: Die ökonomisch-ökologische 
Zangenkrise blockiert systemimmanente (strukturelle) Lösungen. 

Die Klimakrise verlangt kollektive Handlungsmacht 

Das Klimaschutzprogramm 2026 der Bundesregierung wurde im März von Umweltminister 
Carsten Schneider vorgelegt und steht berechtigterweise massiv in der Kritik. Der 
unabhängige Expertenrat für Klimafragen bemängelt, dass die geplanten Maßnahmen nicht 
ausreichen, um die gesetzlichen Klimaziele für 2030 und die Klimaneutralität bis 2045 zu 
erreichen. Experten fordern dringend Nachbesserungen. Also wieder einmal nur eine 
Hochglanzbroschüre für Kommunen, die auf Grund der chronischen Unterfinanzierung 
sowieso keine Maßnahmen umsetzen können. Und auch schon die Klimabilanz für 
Deutschland 2025 fiel enttäuschend aus: nur 0,1 Prozent weniger CO2-Äquivalente im 
Vergleich zu 2024, dafür 1,5 Prozent mehr motorisierter Verkehr. Nach Prognosen des 
Umweltbundesamtes droht Deutschland seine Zielvorgaben der europäischen 
Klimaschutzverordnung für die kommenden Jahre deutlich zu verfehlen. 



 

2 

Das heißt, die Klimakrise ist kein individuelles, moralisches Problem, das über den ‚richtigen‘ 
Konsum geregelt werden kann. Wir müssen eine solidarische Klassenperspektive stellen, die 
mittelfristig in der Lage ist, wirkliche Handlungsmacht aufzubauen. 

Umwelt- und Klimakrise als politisches Kernthema in den Kreisverband integrieren 

Der „Hitze-Check“ der Deutschen Umwelthilfe e.V. zeigt Mainz wiederholt die „Rote Karte“ 
und bescheinigt, neben vielen anderen deutschen Städten auch, eine extreme Hitzebelastung 
in den Sommermonaten. Rund 1 Millionen Bäume sind in den letzten sieben Jahren aus 195 
untersuchten Städten verschwunden, dafür zeigt der Versiegelungstrend, dass nahezu alle 
Städte neue Flächen versiegelt haben. Schon jetzt sind mehr als 12 Millionen Menschen in 
deutschen Städten von extremer Hitzebelastung betroffen.1 Versiegelte Flächen, fehlendes 
Stadtgrün und kaum Schatten machen sie im Sommer zu gefährlichen Hitzeinseln und 
Betonwüsten, während Bauministerin Verena Hubertz mit ihrer Politik des Neubau-Wahns die 
Flächenversiegelung massiv vorantreibt.  Weder hatte die Ampel- noch hat die aktuelle Kenia-
Koalition den politischen Willen, messbare Fortschritte im Umwelt- und Klimaschutz zu 
erzielen. Zwar wurde 2019 der Klimanotstand ausgerufen, aber funktionierende Instrumente, 
wie Entsiegelung und Begrünung oder Konzepte wie die ‘Schwammstadt’2 wurden nicht 
umgesetzt. Auch steht eine konsequente Verkehrswende in weiter Ferne. Möglichkeiten zur 
Veränderung und Transformation hätte es für regierende Parteien gegeben. Daher können 
wir die Pflichten und Verantwortlichkeiten auch auf stadtpolitischer Ebene klar benennen 
 
Auf Kommunal- und Landesebene müssen verbindliche Klima- und Umweltschutzziele 
formuliert und konsequent umgesetzt werden. Die erforderlichen Maßnahmen und 
Instrumente sind in die Haushaltsplanungen zu integrieren. Der öffentliche Raum, der 
weitestgehend der Mobilität, insbesondere dem motorisierten Individualverkehr unterliegt, 
muss neu gedacht werden. Weg von Effizienz, hin zu menschlichen Werten und Themen wie 
Stadtqualität, Inklusion und Sicherheit. Die Nutzung und Verteilung des öffentlichen Raumes 
müssen gleichberechtigt sein und den Interessen aller Teile unserer Gesellschaft gerecht 
werden. 

Strategien und Ziele formulieren sowie konkrete Veränderungen im Kreisverband 
organisieren 

Mit Hilfe von Bündnisarbeit und Mobilisierung bei Beschäftigten, Gewerkschaften und in der 
Klimabewegung können mittelfristig Kampagnen und Aktionen organisiert werden: Projekte 
wie ‚Wirfahrenzusammen‘, die den Climate-Labour-Turn (also den Einfluss sozialer 
Bewegungen mit tatsächlicher ökonomischer Macht von Beschäftigten zusammenbringt) 
praktisch erproben, sind praktische Anknüpfungspunkte.  

Eine Einbindung und Mobilisierung von Anwohner:innen kann über Themen wie die Nutzung 
des öffentlichen Raums, Hitzeschutz und Stadtgrün erfolgen. Wichtige Instrumente und 
Argumentationslinien können z.B. Entsiegelungskataster, Begrünungsaktionen, 
Bildungsveranstaltungen zum Konzept der ‚Schwammstadt‘ und die Forderung eines 

 
1https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/zweiter-hitze-check-der-deutschen-
umwelthilfe-mehr-als-12-millionen-menschen-in-deutschen-staedten-v/ 
2 Eine Schwammstadt ist ein stadtplanerisches Konzept, bei dem Regenwasser nicht wie üblich sofort über die 
Kanalisation abgeleitet wird. Stattdessen nimmt die Stadt Wasser wie ein natürlicher Schwamm auf, speichert es 
vor Ort und gibt es durch Verdunstung oder langsame Versickerung zeitverzögert wieder ab. 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/zweiter-hitze-check-der-deutschen-umwelthilfe-mehr-als-12-millionen-menschen-in-deutschen-staedten-v/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/zweiter-hitze-check-der-deutschen-umwelthilfe-mehr-als-12-millionen-menschen-in-deutschen-staedten-v/
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kostenfreien ÖPNV-Tickets sowie die Organisation von niedrigschwelligen Aktionen, wie z.B. 
Verteilen von Wasser an Hitzetagen, sein. 


